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Anlage 7 zur GRDrs 847/2009
Stellenschaffung zum Stellenplan 2010
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.)
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	St.-Schl.
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	51-00-81

	Jugendamt
	A 11
A 10


	     
	Koordination
Sachbearbeitung

	0,5
3,0

	
	41.400
224.400


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird für das Jugendamt im Bereich Kindertagespflege die Schaffung folgender Stellen:
· 0,5 Stelle in BesGr A11 (Koordination und Leitung Sachgebiet Kindertagespflege, Dienststelle Entgeltfinanzierung)

· 3,0 Stellen in BesGr A10 (Sachbearbeitung Kindertagespflege, Dienststelle Entgeltfinanzierung)
2
Schaffungskriterien

Mit dem am 01.01.2009 in Kraft getretenen Gesetz zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz - KiföG) wurden Änderungen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (KJHG) und des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) beschlossen. Die damit verbundene Änderung des Kindertagesbetreuungsgesetzes befindet sich in Baden-Württemberg noch in der parlamentarischen Beratung. Für den Träger der öffentlichen Jugendhilfe ergeben sich aus den gesetzlichen Veränderungen eine Reihe neuer zwingender Aufgaben und eine erhebliche Erweiterung bestehender Aufgaben im Bereich der Kindertagespflege. Die Folgen davon sind eine erhebliche Arbeitsvermehrung und zusätzliche, neue Aufgabenstellungen. Auf die GRDrs 271/2009 darf verwiesen werden. 

Bedarf

3.1
Anlass
Die aktuellen (Kifög) und die zurück liegenden (Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz KICK, Tagesbetreuungsausbaugesetz TAG) gesetzlichen Veränderungen haben die Rahmenbedingungen für die Kindertagespflege mit hohem Tempo stark verändert.

Die für die Kindertagespflege wichtigsten relevanten Gesetzesänderungen ab 01.01.2009:
· Für die Förderung der Kindertagespflege ist der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe zuständig.

· Vom örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist an die Tagespflegeperson für alle von ihr betreuten Kinder monatlich eine Geldleistung als erweiterte Hilfe zu gewähren (bisherige Leistungsgewährung durch das Jugendamt nur als ergänzende Hilfe im Rahmen der Wirtschaftlichen Jugendhilfe). Es muss damit von einer Vervielfachung der Fallzahlen ausgegangen werden.

· Die Geldleistung an die Tagespflegeperson ist um die Erstattung der hälftigen nachgewiesenen Beiträge zu einer angemessenen Kranken- und Pflegeversicherung und Alterssicherung und den Unfallversicherungsschutz erweitert worden.

· Kostenbeteiligung aller Personensorgeberechtigten unter Berücksichtigung der Zuweisungen nach dem FAG.
· Neuregelung des Kostenausgleichs zwischen den Jugendhilfeträgern (Ausgleichsbeträge für auswärtige Kinder).
Für die Umsetzung dieser zwingenden gesetzlichen Vorschriften ergeben sich die Stellenbedarfe.

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die Gewährung einer laufenden Geldleistung an die Tagespflegeperson wird bisher von der Wirtschaftlichen Jugendhilfe (WJH) bearbeitet. Das für die Sachbearbeitung erforderliche spezifische Fachwissen muss damit bei allen Mitarbeiter/-innen der WJH vorgehalten werden. Zudem ergeben sich aufgrund der derzeitigen Struktur für eine Tagesmutter verschiedene Ansprechpartner, da sich die Zuständigkeit der Hilfegewährung durch den Wohnort der einzelnen Kinder ergibt. Durch eine zentrale Abwicklung der Tagespflegefälle könnte ein einheitlicher Qualitätsstandard gewährleistet und kundenorientierter gearbeitet werden. 
Der Stellenanteil für die Abwicklung der Tagespflegefälle beläuft sich bei dem derzeitigen Fallaufkommen für alle 10 Bereiche auf eine ca. 0,5 Stelle. Die entsprechenden Stellenanteile können jedoch – aufgrund des jeweils, bezogen auf den einzelnen Bereich, nur sehr kleinen Anteils - nicht aus der Wirtschaftlichen Jugendhilfe herausgelöst werden. 
Bereits zentral ist bei der Dienststelle Entgeltfinanzierung die Erteilung der Pflegeerlaubnisse angesiedelt. Dies betrifft die Überprüfung aller bestehenden und neu hinzukommenden Tagespflegepersonen. Dieser wachsende Aufgabenbereich wird derzeit durch eine 0,5 Stelle abgedeckt, die auch für Vorlagen- und Merkblätter-Erstellung für die WJH und die freien Träger zuständig ist.
Die vorhandenen personellen Ressourcen waren beim Jugendamt im Jahr 2008 durch die vielfältigen Veränderungen und neuen Anforderungen in der Kindertagespflege mehr als ausgelastet. 

3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Mit Inkrafttreten des Kinderförderungsgesetzes ist die Umsetzung der neuen gesetzlichen Vorgaben mit der vorhandenen Personalkapazität nicht möglich. Seit dem 01.01.2009 wird die vom KVJS für die Jugendämter empfohlene Übergangslösung angewandt. Dies ist personell jedoch nur für einen überschaubaren Zeitraum durch Überstunden leistbar.

Die Kindertagespflege ist gem. Kinder- und Jugendhilfegesetz ein der institutionellen Betreuung gleichwertiges Betreuungsangebot. Die Eltern sollen diejenige Betreuungsform auswählen können, die ihren Bedürfnissen am besten entspricht. Mit der Umsetzung der gesetzlichen Änderungen sollen die Eltern nun finanziell entlastet werden. Damit könnte eine stärkere Akzeptanz dieser Betreuungsform bei den Eltern erzielt werden.

Mit Inkrafttreten des Kinderförderungsgesetzes hat die Tagespflegeperson Anspruch auf Gewährung einer laufenden Geldleistung. Kommt der öffentliche Jugendhilfeträger aufgrund fehlender personeller Ressourcen seiner Vorleistungspflicht nicht nach, ist mit Klagen der Tagespflegepersonen zu rechnen. Für den angestrebten Ausbau der Kleinkindbetreuung in der Tagespflege wäre dies kontraproduktiv. Die Kostenbeteiligung der Sorgeberechtigten/Eltern für die Leistungen der Tagespflege kann nicht so erfolgen, wie es notwendig ist. Dadurch kann es zu verzögerten Einnahmen oder Einnahmeausfällen kommen.
Es ist wichtig, dass der örtliche Jugendhilfeträger den Tagespflegepersonen und den Eltern/Sorgeberechtigten als vertrauensvoller, zuverlässiger Partner begegnet. Dies ist nur mit ausreichenden personellen Ressourcen zu schaffen.
4
Stellenvermerke

Keine 
